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Die Möglichkeit einer oftmals auch vom Arbeitgeber 
gewünschten Aus- und Weiterbildung neben der be-
ruflichen Tätigkeit, insbesondere aber die Schaffung 
familiengerechter Arbeitsmodelle haben den Gesetz-
geber ehemals bewogen, dem Arbeitnehmer nach 
dem Teilzeit- und Befristungsgesetz umfangreiche 
Rechte einzuräumen.  Insbesondere für den Arbeit-
geber ist deshalb der Umgang mit Teilzeitwünschen 
von Mitarbeitern sowie eine genaue Kenntnis der 
sich hieraus ergebenden Rechte und Pflichten unab-
dingbar.  
 

 

Teilzeitarbeitsverhältnisse 

 
Das am 1.1.2001 in Kraft getretene Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz hat das Ziel, Teilzeitarbeit zu fördern 
sowie Voraussetzungen für die Zulässigkeit befriste-
ter Arbeitsverträge festzulegen und die Diskriminie-
rung von teilzeitbeschäftigten und befristet beschäf-
tigten Arbeitnehmern zu verhindern. Grundsätzlich 
gelten daher für Teilzeitarbeitsverhältnisse die glei-
chen Bestimmungen wie für Vollzeitarbeitsverhältnis-
se. So haben Teilzeitbeschäftigte in gleicher Weise 
Anspruch auf Urlaub und soziale Leistungen wie 
vollbeschäftigte Arbeitnehmer, d.h. es besteht grund-
sätzlich ein Mindestanspruch von 24 Werktagen im 
Kalenderjahr. Arbeit ein Arbeitnehmer nur einige Ta-
ge in der Woche, so wird die Anzahl der Werktage 
(Montag – Samstag) durch sechs geteilt und mit der 
Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage multipliziert. 
 
 
 
 
 

Anspruch auf Teilzeitarbeit 

 
Der Arbeitgeber muss in Betrieben mit mindestens 15 
Arbeitnehmern (ohne Auszubildende) einem Be-
schäftigten, der ein halbes Jahr oder länger in dem 
Betrieb beschäftigt ist, die Möglichkeit der Teilzeitar-
beit einräumen, wenn der Arbeitnehmer die Verringe-
rung seiner betrieblich vereinbarten Arbeitszeit spä-
testens drei Monate vor dem gewünschten Termin 
geltend macht. Nach § 8 Abs. 4 Satz 1 und 2 TzBfG 
hat der Arbeitgeber der verlangten Verringerung und 
Verteilung der Arbeitszeit zuzustimmen, soweit be-
triebliche Gründe dem nicht entgegenstehen. Die 
Darlegungs- und Beweislast entgegenstehender be-
trieblicher Gründe liegt beim Arbeitgeber.  
 
Macht der Arbeitnehmer eine Verringerung seine re-
gelmäßigen Arbeitszeit geltend, ohne eine bestimmte 
Verteilung der Arbeitszeit zu beantragen, so über-
lässt er die Verteilung der Arbeitszeit dem Arbeitge-
ber, der sie in Ausübung seines Direktionsrechts 
gem. § 106 Satz 1 GewO nach billigem Ermessen 
festlegen kann. 
 
Der gesetzliche Anspruch auf unbefristete Teilzeitar-
beit nach § 8 TzBfG kann durch Betriebsvereinba-
rungen nicht begrenzt werden. 
Nach § 8 Abs. 5 Satz 4 TzBfG kann der Arbeitgeber 
die festgelegte Verteilung der Arbeitszeit wieder än-
dern, wenn das betriebliche Interesse daran das Inte-
resse des Arbeitnehmers an der Beibehaltung erheb-
lich überwiegt und der Arbeitgeber die Änderung spä-
testens einen Monat vorher angekündigt hat. Die 
Vorschrift berechtigt den Arbeitgeber nur, eine im 
Geltungsbereich des § 8 TzBfG einvernehmlich oder 
kraft Fiktion verteilte Arbeitszeit einseitig zu ändern. 
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Antragserfordernisse 

 
Der Antrag des Arbeitnehmers auf Verringerung der 
Arbeitszeit muss nach allgemeinen Rechtsgrundsät-
zen so konkret sein, dass es mit einem einfachen 
„Ja“ angenommen werden kann. Konkretisiert der 
Arbeitnehmer sein Verlangen auf Verringerung der 
Arbeitszeit nicht auf einen bestimmten zeitlichen Um-
fang, sondern stellt nur ein allgemeines Arbeitszeit-
Verringerungsverlangen ohne Angaben zum zeitli-
chen Umfang und räumt dem Arbeitgeber kein Recht 
zur Bestimmung des Umfangs der Verringerung ein, 
so liegt kein rechtswirksames Verringerungsverlan-
gen im Sinne von § 8 Abs. 1 TzBfG vor. 
 
 
Verlängerung der Arbeitszeit/Vollzeitstelle 

 
Jeder Teilzeitbeschäftigte hat einen bevorzugten An-
spruch auf Verlängerung seiner Arbeitszeit, wenn 
eine entsprechende Stelle ausgeschrieben wird. Ist 
also ein Arbeitnehmer Teilzeitbeschäftigter und wird 
eine Vollzeit-Stelle neu ausgeschrieben, so ist er 
dann vorrangig zu berücksichtigen, wenn er die An-
forderungen an den Arbeitsplatz hinsichtlich der Ar-
beitsinhalte, Aufgaben und Kompetenzen ebenso gut 
wie andere Bewerber erfüllt. 
 

 

 

Befristung von Arbeitsverhältnissen 

 
Befristete Arbeitsverhältnisse sind ebenso wie Teil-
zeitarbeitsverhältnisse ein wichtiges beschäftigungs-
politisches Instrument, um Arbeitnehmern den (Wie-
der-)Einstieg in ein Beschäftigungsverhältnis zu er-
möglichen. Ein befristetes Arbeitsverhältnis liegt im-
mer dann vor, wenn es nach Ablauf einer bestimmten 
Zeit oder in Abhängigkeit von einem bestimmten Er-
eignis von selbst endet, ohne dass es einer besonde-
ren Beendigungserklärung bedarf. Befristete Arbeits-
verhältnisse sind nur dann vor dem vereinbarten Be-
endigungstermin kündbar, wenn im Vertrag die 
Kündbarkeit während der Laufzeit ausdrücklich ver-
einbart ist oder ein wichtiger Grund für eine außeror-
dentliche Kündigung vorliegt. 
 
Ein befristetes Arbeitsverhältnis ist in drei Konstellati-
onen zulässig 
 

- Befristung ohne Sachgrund 
- Befristung bei Neugründung eines Unter-

nehmens 
- Befristung mit Sachgrund 

 
 
Befristung ohne Sachgrund 

 
Grundsätzlich ist eine Befristung eines Arbeitsver-
hältnisses zulässig, wenn mit dem Arbeitgeber zuvor 
kein Arbeitsverhältnis bestanden hat, die Befristung 
auf maximal zwei Jahre beschränkt ist und in diesen 
zwei Jahren das befristete Arbeitsverhältnis  höchs-
tens dreimalig verlängert wurde 
 
Eine, auch mehrfache, Befristung ohne sachlichen 
Grund ist bis zur Dauer von fünf Jahren zulässig, 
wenn der Arbeitnehmer das 52. Lebensjahr vollendet 
hat und zuvor mindestens vier Monate beschäfti-
gungslos war. 
 
 
Sachlicher Grund für Befristung 

 
Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 TzBfG ist die Befristung ei-
nes Arbeitsvertrags zulässig, wenn sie durch einen 
sachlichen Grund gerechtfertigt ist. 
 
Als sachlicher Grund gilt insbesondere, ohne dass es 
sich hierbei um eine abschließende Aufzählung han-
delt: 
 

- nur vorübergehender Bedarf 
- Vertretung eines anderen Arbeitnehmers 
- Befristung aufgrund der Eigenart der Ar-

beit 
- Erprobung 
- Gründe in der Person der Arbeitnehmers 
- haushaltsrechtliche Gründe 
- Befristung aufgrund eines gerichtlichen 

Vergleichs 
 
Ein sachlicher Grund liegt auch vor, wenn die Befris-
tung erfolgt, um im Anschluss an eine Ausbildung 
oder ein Studium den Übergang in eine Anschluss-
beschäftigung zu erleichtern. Diesbezüglich ist nur 
der einmalige Abschluss eines befristeten Arbeitsver-
trags zulässt. Daher ist Voraussetzung in einem sol-
chen Fall, dass dieser im Anschluss an die Ausbil-
dung oder das Studium erfolgt. Die Befristung kann 
nur auf den ersten der Ausbildung nachfolgenden 
Arbeitsvertrag gestützt werden, den der Arbeitneh-
mer abschließt. Eine >Verlängerung< des danach 
befristeten Arbeitsvertrages aus demselben Sach-
grund ist daher nicht möglich. Ebenso schließt eine 
zwischenzeitliche – befristete oder unbefristete - Be-
schäftigung einen anschließenden befristeten Ar-
beitsvertrag aus. 
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Der Sachgrund „haushaltsrechtliche Gründe“ erfor-
dert nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts die Vergütung des Arbeitnehmers aus Haus-
haltsmitteln, die mit einer konkreten Sachregelung 
auf der Grundlage einer nachvollziehbaren Zweck-
setzung versehen sind. Die für die Vergütung des 
befristet eingestellten Arbeitnehmers verfügbaren 
Haushaltsmittel müssen für eine Aufgabe von nur 
vorübergehender Dauer vorgesehen sein Diese Vor-
aussetzungen liegen nicht vor, wenn Haushaltsmittel 
lediglich allgemein für die Beschäftigung von Arbeit-
nehmern im Rahmen von befristeten Arbeitsverhält-
nissen bereitgestellt werden. 
 
 Der vorübergehende betriebliche Bedarf an der Ar-
beitsleistung kann sich aus unterschiedlichen Sach-
verhalten ergeben, z.B. aus der Tatsache, dass für 
einen begrenzten Zeitraum in dem Betrieb zusätzli-
che Arbeiten anfallen, die mit dem Stammpersonal 
allein nicht erledigt werden können, oder daraus, 
dass sich der Arbeitskräftebedarf künftig verringert, 
etwa wegen der Inbetriebnahme einer neuen techni-
schen Anlage. Der vorübergehende Bedarf kann 
einmalige oder wiederkehrend auszuführende Dau-
eraufgaben des Arbeitgebers oder eine zeitweise 
übernommene Sonderaufgabe betreffen, für deren 
Erledigung das vorhandene Stammpersonal nicht 
ausreicht. Über den vorübergehenden Bedarf ist eine 
Prognose zu erstellen, der konkrete Anhaltspunkte 
zugrunde liegen müssen. Die Prognose ist Teil des 
Sachgrunds 
  
Probezeit 

 
Auch bei Abschluss eines befristeten Arbeitsvertrags 
ist es grundsätzlich zulässig, eine Probezeit zu ver-
einbaren. Allerdings darf  bei der eine solche regeln-
den Verwendung eines Formulararbeitsvertrags die 
optische Gestaltung nicht so beschaffen sein, dass 
sich die Probezeit, die eine weitere Befristung zu ei-
nem früheren Zeitpunkt enthält,  als überraschende 
Klausel nach § 305 c Abs. 1 BGB darstellt, weil der 
Arbeitnehmer mit einer solchen nicht zu rechnen 
brauchte. Das Bundesarbeitsgericht hat in einer neu-
en Entscheidung eine Probezeitbefristung in einem 
Formulararbeitsvertrag für unzulässig erklärt, bei dem 
die Vertragsdauer von einem Jahr fett und in vergrö-
ßerter Schrift gedruckt war und im folgenden Ver-
tragstext ohne besondere drucktechnische Hervor-
hebung bestimmt war, dass die ersten sechs Monate 
als Probezeit gelten und das Arbeitsverhältnis mit 
Ablauf der Probezeit ende, ohne dass es einer Kün-
digung bedürfe. 
 

 
Formerfordernisse 

 
Nach § 14 Abs. 4 TzBfG bedarf die Befristung eines 
Arbeitsvertrags zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.  
Vereinbaren die Arbeitsvertragsparteien nur mündlich 
den Abschluss eines befristeten Arbeitsvertrags, so 
ist diese Befristungsabrede unwirksam und liegt da-
mit ein unbefristeter Arbeitsvertrag vor. 
 
Übersendet der Arbeitgeber vor Aufnahme der  Ar-
beit an den Arbeitnehmer einen befristeten schriftli-
chen Arbeitsvertrag mit Bitte um Gegenzeichnung 
und Rücksendung und übergibt der Arbeitnehmer 
den gegengezeichneten Arbeitsvertrag erst nach Ar-
beitsantritt, so liegt gleichwohl ein befristetes und 
kein unbefristetes Arbeitsverhältnis vor, weil allein 
durch die Arbeitsaufnahme das Arbeitsverhältnis 
noch nicht begründet ist, wenn der Arbeitgeber sein 
Angebot auf Abschluss eines befristeten Arbeitsver-
trags von der Rückgabe des unterzeichneten Ar-
beitsvertrags abhängig gemacht hatte. 
 

 

Elternzeit  

 
Neben dem TzBfG ist seit 1.1.2007 die Elternzeit ei-
ne besondere Form befristeter Teilzeitbeschäftigung, 
die bis zum Recht auf unbezahlte Freistellung rei-
chen kann. Durch das Gesetz zum Elterngeld und zur 
Elternzeit wird jedoch nicht nur eine Teilzeitbeschäf-
tigung, sondern auch die Gewährung von Elterngeld 
geregelt. 
 
Ziel dieses Gesetzes ist die Verbesserung der Rah-
menbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. 
 
 
Elternteilzeit 

 
Die Elternzeit dauert maximal bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres, wobei eine Teilzeitbeschäfti-
gung von bis zu 30 Stunden pro Woche möglich ist. 
Ein Anspruch auf Teilzeiterwerbstätigkeit für mindes-
tens zwei Monate zwischen 15 und 30 Wochenstun-
den besteht allerdings nur in Unternehmen mit mehr 
als 15 Beschäftigten, wenn keine dringenden betrieb-
lichen Interessen entgegenstehen und das Arbeits-
verhältnis seit mindestens sechs Monaten bestand 
und der Anspruch mindestens sieben Wochen vor 
Beginn der Tätigkeit schriftlich mitgeteilt wird. Über 
den Antrag auf Elternzeit sollen sich Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer innerhalb von vier Wochen einigen. 
Soweit eine Einigung nicht möglich ist, weil z.B. be-
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triebliche Interessen der Teilzeitarbeit entgegenste-
hen, kann der Arbeitnehmer während der Gesamt-
dauer der Elternzeit zweimal eine Verringerung der 
Arbeitszeit beanspruchen, d.h. es besteht ein An-
spruch auf zweimalige Verringerung der vertraglich 
vereinbarten Arbeitszeit. 
 
Der Elternteilzeit entgegenstehende betriebliche 
Gründe können z.B. dann vorliegen, wenn der Ar-
beitsplatz nicht teilbar ist, der Arbeitnehmer mit der 
verringerten Arbeitszeit nicht eingeplant werden kann 
oder keine Beschäftigungsmöglichkeit besteht. Hier-
für genügt die bloße Behauptung, der Arbeitsplatz sei 
nachbesetzt worden, allein nicht. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn der Arbeitgeber im Zusammenhang 
mit einer angekündigten Elternzeit den Personal-
bestand durch eine unbefristete Neueinstellung dau-
erhaft erhöht. Hierbei liegt die Darlegungslast beim 
Arbeitgeber.  
 
Mütter und Väter können diese gleichzeitig oder 
nacheinander nehmen, wobei eine gleichzeitige In-
anspruchnahme der Elternzeit zu finanziellen 
Nachteilen führen kann.  
 
Während der Elternzeit besteht ein Rechtsanspruch 
auf unbezahlte Freistellung von der Arbeit und Kün-
digungsschutz. 
 
 
Für jeden vollen Monat Elternzeit darf grundsätzlich 
der Jahresurlaub um 1/12 gekürzt werden. Hat ein 
Arbeitnehmer den ihm zustehenden Urlaub vor Be-
ginn der Elternzeit noch nicht vollständig genommen, 
so bleibt dieser bestehen. Nach der neuesten, geän-
derten Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
geht ein Resturlaubsanspruch auch bei zweiter El-
ternzeit nicht verloren. 
 

Nach der neuesten Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts darf eine tarifvertragliche Regelung zur 
finanziellen „Belohnung“ einer besonderen Leistung, 
die ein zusätzliches Entgelt darstellt und mit der der 
Zuwachs an Erfahrungswissen honoriert werden soll, 
Zeiten des Erziehungsurlaubs unberücksichtigt las-
sen. Nach § 15 Abs. 2 Satz 6 BEEG kann der An-
spruch auf Erziehungsurlaub zwar nicht durch Ver-
trag ausgeschlossen oder beschränkt werden. Diese 
Norm verbietet aber keine tarifvertragliche Regelung, 
nach der die Zeiten des ruhenden Arbeitsverhältnis-
ses für eine zusätzliche tarifliche Leistung nicht an-
spruchssteigernd berücksichtigt werden Die Nichtbe-
rücksichtigung von Zeiten des Erziehungsurlaubs 
verstößt auch nicht gegen europäisches Recht. 
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